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Der Bundesvoranschlag 1971 

Der folgende Aufsatz gibt einen Überblick über den Bundeshaushalt 1971 und 
seine Entstehung Die jährliche Budgetbesprechung erscheint diesmal einen 
Monat später als sonst, da abgewartet werden mußte, ob und mit welchen Modi­
fikationen der Entwurf der Bundesregierung vom Parlament akzeptiert wird 

Allgemeine Charakteristik 

Der Bundesvoranschfag 1971 sieht Ausgaben von 
110 75 Mrd.. S vor, davon 107 06 Mrd S in der ordent­
lichen und 369 Mrd. S in der außerordentlichen Ge­
barung. Die Einnahmen werden auf 100 92 Mrd. S 
geschätzt. Der Gesamtabgang beträgt somit 983 
Mrd. S Nach Abzug der nachfrageunwirksamen Ge­
barung (Schuldentilgungen, Transaktionen mit dem 
Ausland, Auflösung von Rücklagen) bleibt ein in-
iandswirksamer Abgang von etwa 3 0 Mrd S. Für 
den Fall eines fühlbaren Konjunkturrückganges ist 
ein Konjunkturausgleichsbudget vorgesehen, das In­
vestitionen und Förderungsausgaben bis maximal 
313 Mrd, S umfaßt. 

Der Bundesvoranschlag 1971 

1970 1971 Veränderung 
Mil l S Mi l l S in % 

Ordentl iche Gebarung 
Ausgaben 97 722 107 056 + 9 . 3 3 4 9 6 
Einnahmen . . . . . 92.278 100.876 + 8 . 5 9 8 9 3 

Abgang 5 4 4 4 6.180 + 736 13'5 

Außerordentl iche Gebarung 
Ausgaben 3.571 3 690 + 119 3 3 
Einnahmen . •40 40 _ • 

-G esamlg ebaru ngsa bg a n g 8.975 9.830 + 855 

Gesamtausgabenrahmen 101 293 110 746 + 9 453 9'3 

Ausgaben und Einnahmen des Entwurfes 1971 über­
treffen Jene des Voranschlages 1970 um 9Vi% Die 
beiden Voranschläge sind jedoch nicht voll ver­
gleichbar, da die Postsparkasse eine eigene Rechts­
persönlichkeit erhielt und der Investitionsfonds der 
verstaatlichten Industrie zugunsten der ÖIAG auf­
gelöst wurde Die entsprechenden Transaktionen 
(1970: 068 Mrd. S) wurden 1971 aus dem Bundes­
haushalt ausgeschieden. Außerdem ist zu berück­
sichtigen, daß der Erfolg 1970 günstiger sein wird, 
als der Voranschlag angenommen hatte, Nach den 
letzten Informationen werden sich die Gesamtaus­
gaben vermutlich in den Grenzen des Voranschlages 
halten, obschon Im Laufe des Jahres verschiedene 

Mehrausgaben anfielen und Budgetüberschreitungs­
gesetze beschlossen wurden (zu Jahresmitte war 
noch mit Ausgabenüberschreitungen von etwa 
Vh Mrd S gerechnet worden). Gleichzeitig zeichnen 
sich dank der Hochkonjunktur Mehreinnahmen von 
2 Mrd, S ab. Der Brutto-Abgang 1970 wird demnach 
nur etwa 7 Mrd S (statt 9 Mrd S laut Voranschlag) 
betragen Der iniandswirksame Saldo dürfte sich 
(je nachdem wieviel Rücklagen zu Jahresende do­
tiert werden) zwischen 0 und —1 Mrd S bewegen. 
Verglichen mit dem voraussichtlichen Erfolg 1970 
sind im Voranschlag 1971 die Ausgaben um 10% und 
die Einnahmen um 8% höher. 

Bei Beurteilung des Voranschlages 1971 sind be­
sonders zwei Umstände zu berücksichtigen: die vor­
aussichtliche Entwicklung der Konjunktur im Jahre 
1971 und der realpolitische Entscheidungsspielraum 
der Budgetpolitik, Die Wirtschaftsprognose für 1971 
nimmt an, daß im 1,. Halbjahr die Konjunktur noch 
überwiegend angespannt sein wird (insbesondere 
der Auftrieb von Preisen und Lohnkosten wird sich 
verstärken). Im 2 Halbjahr könnten konjunkturdämp­
fende Einflüsse die Oberhand gewinnen.. Die Kon-
junkturabschwächung wird sich jedoch voraussicht­
lich in engen Grenzen halten und das Brutto-Natio-
nalprodukt dürfte real noch um 4% steigen, nicht 
viel weniger als im Durchschnitt mehrerer, einen Kon­
junkturzyklus umfassender Jahre.. Unter diesen Um­
ständen hätte ein Voranschlag mit einem geringeren 
inlandswirksamen Saldo (etwa —1 Mrd. S) den Mo-
delivorstellungen der Stabilisierungspolitik eher ent­
sprochen. Dabei hätte sich die unterschiedliche 
Konjunkturlage im 1 und 2. Halbjahr dadurch berück­
sichtigen lassen, daß ein Teil der Ausgaben auf das 
2 Halbjahr verlagert wird.. Im Falle eines unerwartet 
starken Konjunkturrückganges wäre das Defizit auto­
matisch größer geworden (konjunkturbedingte Min­
dereinnahmen), und man hätte einen Teil des Kon­
junkturhaushaltes freigeben können. 

Solche Modellvorstellungen vernachlässigen indes­
sen die praktischen Probleme der Budgetpolitik Die 
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Entwicklung der Budgetsalden 

Budgetdefizit Net to-Defni t in Prozent von 
brutto netto') Budget- Brutto-Natio-

M r d S Summe nalprodukt 

1958 5 5 4 6 11 5 3 4 

1964 4 6 1 7 2 7 0 8 
1965 , . . . 3 9 0 5 0 7 0 2 
1966 3 7 0 9 1 2 0 3 
1967 7 8 4 2 5 2 1 5 
1968 . . . . 8 5 4 3 5 0 1 4 
1969 7 2 0 8 0 9 0 2 
1970') . . . . 9 0 2 7 2 7 0 8 
1971=) 9 8 3 0 2 7 0 8 

' ) Inland wirksames Netto-Defizit und Transaktionen mit dem Ausland ohne 
Schuldentilgung — 9 ) Laut Bundesvoranschlag. 

Erstellung des Budgets 1971 erwies sich als beson­
ders schwierig, weil es mehrfach vorbelastet war 
Anläßlich der Budgetsanierung 1968 waren verschie­
dene Sondermaßnahmen verfügt worden, die groß-
teiis auf zwei Jahre befristet waren und daher Ende 
1970 ausliefen (Sonderabgabe vom Einkommen und 
vom Vermögen, Verzicht auf die Bildung von Re­
serven in der Sozialversicherung, Verwendung der 
Überschüsse des Familienlasten-Ausgleichsfonds für 
allgemeine Budgetzwecke). Auch der Katastrophen­
fonds war mit Ende 1970 terminisiert. Das ersatzlose 
Auslaufen aller dieser befristeten Maßnahmen hätte 
das Budget mit etwa 6 Mrd. S belastet. Die budget­
politischen Konsequenzen eines solchen Schrittes 
wurden bereits Mitte 1970 in einer mittelfristigen 
Budgetvorschau des Beirates für Wirtschafts- und 
Sozialfragen aufgezeigt. Die Vorschau kam auf 
Grund der bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen 
für 1971 zu Brutto-Abgängen von 14 4 Mrd. S bis 
161 Mrd.. S, obwohl die (nicht zweckgebundenen) 
Ermessenskredite real konstant gehalten wurden, 
Nach späteren Berechnungen des Finanzministers 
drohte sogar ein Abgang von 17 Mrd. S. Da als öko­
nomisch vertretbar und praktisch finanzierbar ein 
Budgetdefizit von höchstens 10 Mrd. S angesehen 
wurde, bestand ein Sanierungsbedarf von 7 Mrd S. 

Mittelfristige Budgetvorschau 1970/74 des Beirates für 
Wfrtschafts- und Sozialfragen 

1970 1971 1972 1973 1974 
M r d S 

Var iante 7 % ' ) 
Ausgaben 100 8 1 1 0 2 119 8 125 6 1 3 3 7 
Einnahmen 92 2 9 4 1 99 5 1 0 6 3 113 6 

Finanzierung!bedarf . . . . . 8 6 16'1 2 0 3 19"3 2 0 1 
Minus Kreditfinanzierung*) . 8 9 9 2 11 1 12 5 13 9 

San ierungsbedarf . + 0 3 6 9 9 2 6'8 6'2 

Var ian te 9%') 

Ausgaben 1 0 0 8 1 1 0 6 121 5 128 6 138 2 
Einnahmen 92 2 96 2 104 0 114 0 124 6 

Fi nani ierungs bedarf 8 6 14 '4 1 7 5 14'6 1 3 6 
Minus Kred i t f inanz ie rung ' ) . . 8 9 1 0 1 12 2 13 9 1 6 1 

San ierungs bedarf + 0 3 4 3 5'3 0 7 + 2 ' 5 

1 ) Durchschnittliche Wachstums rate des nominel len Brutto" Naf io na! produktes — 
*) Finanzierungsspielraum bei Wachstum der Staatsschuld im Gleichschritt mit 
dem BruMo-Nationalprodukt, 

s i e 

Die Budgetproblematik wurde auf folgende Weise zu 
lösen versucht: Die Sonderabgaben von Einkommen 
und Vermögen wurden verlängert, ebenso die Bei­
träge zum Katastrophenfonds.. Die Zuschüsse an die 
Sozialversicherung decken weiterhin nur die nicht 
durch Eigeneinnahmen gedeckten Ausgaben und las­
sen nur eine geringe Reservenbildung zu Dagegen 
werden die Überschüsse des Familienlasten-Aus­
gleichsfonds wieder widmungsgemäß verwendet Um 
mehr Mittel für den Straßenbau zu gewinnen und die 
Wettbewerbsfähigkeit der Bundesbahnen zu stärken, 
wurde die Bundes-Mineraiölsteuer auf Dieselöl um 
72% erhöht,, Als teilweisen Ausgleich für die Ver­
längerung der Sonderabgaben wurde eine Einkom­
mensteuergesetz-Novelle 1971 beschlossen Sie paßt 
die Tarife bis zu einem jährlichen Einkommen von 
etwa 100,000 S der Geldentwertung seit der letzten 
Tarifkorrektur vom Oktober 1967 an, verschärft aber 
die Steuerbelastung in den höheren Einkommen­
stufen (ab 320,000 S), Die Novelle 1971 kostet dem 
Bund viel weniger als der Wegfall der Sonderaus­
gaben, da die Steuersenkungen im allgemeinen ge­
ringer sind und die Hälfte des Steuerausfalles von 
den Ländern und Gemeinden getragen wird, 

Diese Maßnahmen entlasten das Budget netto um 
3 6 Mrd, S (Sonderabgaben vom Einkommen und 
Vermögen 3 0 Mrd S, Katastrophenfonds netto 0 3 
Mrd,S, Ersparnis in der Sozialversicherung 1 1 Mrd.S, 
Kosten der Einkommensteuergesetz-Novelle 1971 
0 8 Mrd S), decken also nur einen Teil des ursprüng­
lich ermittelten Sanierungsbedarfes. Dem Bund 
kommt jedoch zustatten, daß die Betriebseinnahmen 
und die Steuererträge dank der lebhaften Konjunktur 
eine kräftig steigende Tendenz haben, die voraus­
sichtlich noch 1971 anhalten wird. (Diese Mehrein­
nahmen waren in der Vorschau des Beirates nicht 
voll berücksichtigt worden, weil die mittelfristige Vor­
schau von einer durchschnittlichen Wachstumsrate 
der Wirtschaft ausging und die zeitlichen Verschie­
bungen zwischen der Entstehung von Gewinnen und 
den Erträgen von Gewinnsteuern vernachlässigte.) 

Auf dieser Grundlage aufbauend, konzipierte die 
Bundesregierung einen Bundesvoranschlag 1971, der 
Gesamtausgaben von 111 12 Mrd. S und Einnahmen 
von 101 57 Mrd, S vorsah. Dieser Entwurf wurde im 
Laufe der parlamentarischen Verhandlungen (die 
Minderheitsregierung braucht die Zustimmung einer 
der beiden Oppositionsparteien) etwas modifiziert. 
Die Einnahmen wurden um 0 66 Mrd.. S geschmälert 
(Wegfall der Personenkraftwagen-Kaufsteuer und 
der Weinsteuer) und die Ausgaben um 037 Mrd, S 
gesenkt (Kürzung der investitionsähnlichen Ausga­
ben und der Aufwandskredite, Korrektur der ge­
schätzten Zinsbelastung), Die wichtigste ergänzende 
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Maßnahme ist die Aufhebung der Sonderabgabe auf 
Personenkraftwagen, die ebenfalls Ende 1968 be­
schlossen wurde, im Gegensatz aber zu den anderen 
Sanierungsmaßnahmen nicht zeitlich befristet war. 
Dadurch werden die Einnahmen taut Voranschlag 
um 06 Mrd S geschmälert, der tatsächliche Steuer­
ausfall dürfte mindestens 08 Mrd. S betragen Die 
Personenkraftwagen-Kaufsteuer hatte vor und nach 
ihrer Einführung den Automarkt empfindlich gestört, 
erwies sich aber seit etwa einem Jahr als eine er­
giebige Einnahmequelle des Bundes, für die be­
stimmte allgemeine steuerpolitische Erwägungen 
sprachen (z, B. Verteilung von „externen" Kosten 
nach dem Verursachungsprinzip, Verstärkung der 
progressiven Elemente in den indirekten Steuern) 

Bundesausgaben 

Die folgende Darstellung faßt die Bundesausgaben 
nach ökonomischen Kriterien in drei Hauptgruppen 
zusammen: Käufe von Gütern und Leistungen, Trans­
ferzahlungen und Finanztransaktionen. (Die endgül­
tige Aufarbeitung des Bundesvoranschlages nach 
Ökonomischen Kriterien wird erst Anfang 1971 vor­
liegen; die Zahlen in den Tabellen sind daher noch 
vorläufig und könnten sich noch etwas ändern) Das 
Verhältnis zwischen den drei Hauptgruppen der 
Staatsausgaben verschob sich in den letzten drei 
Jahren merklich zugunsten der Transferzahlungen.. 
1971 nehmen Käufe und Transfers um je 10%, die 
Finanztransaktionen aber nur um 2 1A% zu Der Bund 
steigert seine Investitionen und stärkt die Massen­
kaufkraft durch zusätzliche Transferzahlungen, spart 
aber im laufenden Sachaufwand und schränkt die 
Finanzierung von Unternehmungen ein 

Bundesausgaben En Ökonomischer Gliederung 

Dienstpostenplan: Anteil wichtiger Ressorts am Gesamt­
stand 

1969 1970 
Mill . S 

1971 Verände­
rung 1971 

gegen 1970 
i n % 

Ausgaben für Güter und 
Leistungen 47,005 50.836 5 6 0 1 0 10 2 

Transferzahlungen 38.270 42 415 46.714 1 0 1 
Finanztransaktionen . 6.412 6.434 6.586 2 4 

9f 687 99 685 109 310 9 7 
Durchlaufende Gebarung 1.507 1.608 1.436 - 1 0 7 

Gesamtausgaben 93.194 101 293 110 746 9 3 

1970 vergleichbar mit 1971, 
Postsparkasse (489 Mill S) 
(188 Mill S) 

d. h ohne 
und ö l A G 

50.564 56.010 10'8 
42 415 46,714 1 0 1 

6.245 6.586 5 5 

99.224 109.310 10"2 
1.392 1.436 3 2 

100.616 110 746 1 0 1 

Die Ausgaben für G ü t e r u n d D i e n s t l e i ­
s t u n g e n beanspruchen 5 1 % des Budgetvolu­
mens.. Davon entfällt über die Hälfte auf den Auf-
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wand für Bundesbedienstete (25 52 Mrd S, um 10 1/2% 
mehr als 1970). Die Dienstpostenstände konnten in 
den letzten Jahren bei etwa 323.000 stabilisiert wer­
den, hauptsächlich weil Planposten gestrichen wur­
den, die wegen der Knappheit an Arbeitskräften 
nicht besetzt wurden Auf diese Weise gelang es, 
die jährliche Zunahme der Lehrerposten durch Per­
sonaleinsparungen in den Betrieben und in fast allen 
Ressorts der Hoheitsverwaltung auszugleichen Diese 
Politik scheint nunmehr an Grenzen zu stoßen, nicht 
zuletzt deshalb, weil die Arbeitszeitverkürzung den 
Personalbedarf vor allem der Betriebe steigerte Im 
Voranschlag wurden die Planstellen um mehr als 
1 1 /2% vermehrt. Es sollen etwa 4.300 Lehrer zusätz­
lich eingestellt werden und die Bundesbetriebe ha­
ben einen Mehrbedarf von mehr als 700 Posten Da 
der Arbeitsmarkt weiter angespannt bleiben wird, ist 
es fraglich, ob der zusätzliche Bedarf gedeckt wer­
den kann. Am 1 Juli 1971 tritt die letzte Etappe des 
Gehaltsabkommens in Kraft: die Bezüge werden um 
6 % erhöht ( 2 1 % plus 3 8% Teuerungszulage). Im 
Jahresdurchschnitt bewirken die Gehaltsabkommen 
eine Gehaltssteigerung um 6 V 2 % . . Dazu kommt nach 
den bisherigen Erfahrungen ein „Strukfureffekt"'von 
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1 % (Vorrückungen, Nebenleistungen) Berücksichtigt 
man die vorgesehene Personaiausweitung um 172%, 
so wäre ein Mehraufwand für Gehälter um etwa 9% 
zu erwarten Der Voranschlag rechnet mit einer grö­
ßeren Steigerung ( + 1072%), hauptsächlich weil die 
Betriebe Mehrleistungen durch verschiedene Zula­
gen abgelten müssen (ihre Personalkosten je Dienst­
posten steigen um 1172%) 

Die Brutto-Investitionen des Bundes werden 1971 um 
20% höher sein als 1970 Besonders stark (um 26% 
auf 655 Mrd S) werden die Eigeninvestitionen der 
Hoheitsverwaltung gesteigert; auf sie entfallen 6% 
der gesamten Bundesausgaben, mehr als je zuvor, 
Investitionsschwerpunkte sind der Straßenbau und 
der Schulbau Für den Ausbau des Straßennetzes 
werden 446 Mrd,, S (+32%) bereitgestellt, die aus­
schließlich aus zweckgebundenen Einnahmen stam­
men, Die sprunghafte Steigerung wird dadurch er­
möglicht, daß Dieselöl stärker besteuert wird. Für 
den Bau und die Ausrüstung von Schulen sind 1 15 
Mrd, S vorgesehen, um 1072% mehr als 1970, Der 
übrige Hochbau des Bundes (042 Mrd, S) ist um 9% 

Ausgaben für Güter und Leistungen 

H oh eits ver wal t u n g 

1969 1970 

Mill S 

1971 Veränderung 
1971 flegen1970 

in % 

Personal aufwand (Aktive) 14.849 16 394 17 971 9 6 
Laufender Sachaufwand . 6.232 6.785 6.898 1 7 
Brutto-Investitionen 4.670 5 1 9 5 6.554 26 2 
Liegenschaftserwerb 640 578 643 11 2 

Zinsen für die Staatsschuld 
Inland . . . 1.608 1.954 2.147 9 9 
Ausland 704 1.002 1.153 1 5 1 

Summe . 28.703 31.908 35 366 1 0 8 

Bund es betriebe 
Personal aufwand (Akt ive) 9 7 2 7 10.322 11 549 11 9 
La ufe nde r Sach aufwan d , 4.862 4 7 8 9 4.875 1 8 
Brutto-Investitionen 3.658 3.765 4.171 1 0 8 
Lieg ensth nftserwer b 55 52 49 - 5 8 

Summe 18.302 18.928 20.644 9 1 

Gesamtsumme 47 005 5 0 8 3 6 56.010 1 0 2 

besser dotiert Außerdem sind 0 35 Mrd. S für nicht 
näher spezifizierte Sonderanlagen vorgesehen, Be­
rücksichtigt man, daß die Bauwirtschaft Ende 1970 
einen größeren Auftragsüberhang hat und der Wohn­
bau mit Hilfe zusätzlicher Kapitalmarktmittel forciert 
werden soll, so ist auch für 1971 mit einer ange­
spannten Baukonjunktur zu rechnen, Das gilt insbe­
sondere für den Hochbau, wogegen der kapitalinten­
sive Tiefbau Auftragsspitzen leichter bewältigen 
kann. 

Die Bundesbetriebe planen eine nominelle Auswei­
tung ihrer Investitionen um fast 1 1 % auf 417 Mrd S 
Davon werden jedoch nur 3 75 Mrd. S ( + 272%) nach­
fragewirksam, der Rest wurde auf Grund des Fern-
slarethb'etrifetö-lnVetetitfo'nsg'eäeizfes (FBl-Ge&etz) b'e-

fnvestitlonsaufwand 

1969 1970 

Mil l S 

1971 Veränderung 
1971 gegen 1970 

in % 
Hoheitsverwaltung 

Brutto-Investitionen 4.670 5195 6.554 2 6 2 
Instandhaltung 896 901 831 - 7 8 

Investitionsförderung 1.544 2.175, 1.769 - 1 8 7 

Summe 7 1 1 0 8 271 9 1 5 4 1 0 ' 7 

Bundesbetriebe 
Brutto-Investitionen . . 3 658 3.765 4.171 1 0 8 
Instandhaltung 744 694 737 6 2 
Investitionsförderung 2 42 41 - 2 4 

Summe . 4.404 4.501 4 949 1 0 0 

Überweisungen an Länder 
zur Wohnbauförderung 

an Wohnbaufonds und den 
Wasse r wi rts chaffsfo n ds 3.410 3.992 4.449 11 5 

Gesamtsumme 14 924 16 764 18.552 1 0 7 

Struktur der Bundesausgaben für Unterricht, Wissenschaft 
und Kultur 

2 -

ß i ' < I ' I I I ! L 1 ! 1 1 

1959 60 62 64 66 68 70 

——— Personal CAktive) 
— "— Sachaufwand 
——-Investitionen + Liegenschaften 

Überweisungen an Gebietskörperschaften 
und Fonds 
Überweisungen an private Haushalte 
und Institutionen 

0.I.I .W./157 

reits früher vorfinanziert (die Tilgungen und Zinsen­
zahlungen derPostverwaitung für ihre Vorfinanzierun­
gen laufen nun voll an), Die Investitionen der Bahn 
bleiben gleich (1 71 Mrd. S), jene der Post steigen 
(nach Ausschaltung der Tilgungen laut FBI-Gesetz) um 
4V?% auf 1'91 Mrd S, Man muß jettoeh b'erücksich-
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tigen, daß nicht nur alte Vorfinanzierungen getilgt, 
sondern auch neue Investitionen vorfinanziert werden,, 
Die Gemeinde Wien schießt der Bahn und der Post 
Investitionsmittel vor, Schulen werden außerbudgetär 
vorfinanziert, Hochschulbauten werden weiterhin im 
Leasing errichtet und drei Autobahn-AG's treiben 
den zuletzt nur schleppenden Ausbau des Bundes­
straßennetzes voran,, Das Nebeneinander verschie­
dener Finanzierungsmethoden erschwert den Über­
blick,, Groben Schätzungen zufolge halten sich die 
Tilgungen von früheren Vorfinanzierungen und die 
neuen Vorfinanzierungen annähernd die Waage, Die 
gesamten Zugänge zum Anlagevermögen des Bundes 
(Brutto-Investitionen) dürften daher etwa gleich stark 
steigen wie die im Budget ausgewiesenen Investi­
tionsmittel,, 

Für die Instandhaltung seiner Vermögenswerte (in 
der ökonomischen Gliederung im Sachaufwand aus­
gewiesen) will der Bund 1 57 Mrd, S ausgeben, etwas 
weniger als 1970, Auch die Kapitaltransfers und Dar­
lehen für Investitionszwecke (Investitionsförderung) 
werden mit 181 Mrd, S (—14%) niedriger sein als 

Struktur der Bundesausgaben für Straßenbau 
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1970, wo einmalige Oberweisungen an die ÖIG und 
Refundierungen an die Brenner Autobahn AG,, (zu­
sammen 04 Mrd,, S) fällig waren,, Die Gesamtaus­
gaben für Investitionen und investitionsähnliche 
Zwecke (Brutto-Investitionen, Instandhaltung und 
Investitionsförderung) werden daher nur um 10 1 /2% 

steigen,, 

Der laufende Sachaufwand einschließlich derlnstand-
haltung von Anlagen (er wurde als Restpost erfaßt) 
wurden ziemlich knapp kalkuliert, Er beträgt in der 
Hoheitsverwaltung 69 Mrd, S ( + 2%), in den Be­
trieben 4 88 Mrd,, S ( + 2%, nach Ausschaltung der 
Postsparkassa +8%). Außer der laufenden Instand­
haltung wurde vor allem der Sachaufwand der Lan­
desverteidigung gekürzt {um 9V_% auf 2'13 Mrd, S), 
Der Rückgang betrifft besonders die Aufwendungen 
für den militärischen Betrieb (sie sinken um 13Vi% 
auf 1 40 Mrd, S).. Anlagen sollen etwa gleich viel wie 
1970 erworben werden (073 Mrd, S), Die Struktur der 
gesamten Militärausgaben verschob sich im letzten 
Jahrzehnt zunehmend zuungunsten der sachlichen 
Aufwendungen, Die Personaltangente stieg von 
27 1 / 2% im Jahr 1959, dem ersten Jahr mit einem nor­
malen Heeresbudget, auf mehr als 50% im Voran­
schlag 1971., 

Auf die T r a n s f e r z a h l u n g e n , die zweite 
Gruppe der ökonomischen Gliederung, entfallen 
467 Mrd,, S oder 42% der gesamten Budgetausga­
ben,, Sie umfassen laufende Transfers und Kapital­
transfers (Überweisungen für Investitionszwecke) 
und kommen teils direkt den privaten Haushalten und 
Unternehmungen zugute, zum Teil werden sie an 

Struktur der Bundesausgaben für Landesverteidigung 
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andere öffentliche Körperschaften weitergeleitet und 
von diesen an Haushalte und Unternehmungen ver­
teilt 

Transferzahlungen 

1969 1970 1971 Veränderung 
1971 gegen 1970 

Mil l S i n % 
Laufende Transfers 
A n private Haushalte . 23.286 24 764 2 7 7 4 0 12 0 

öffentliche Haushalte 2 746 2 824 3.052 8 1 
Sozial ve rs i c he ru n g st rän e r 9 297 11.005 12 372 1 2 4 
Unternehmen 1.454 1 686 1 7 2 9 2 6 
das Ausland , 150 180 203 12 8 

Summe 36.933 4 0 459 4 5 096 11'5 

Kapitaltransfers 
A n private Haushalte .. 163 228 183 - 1 9 7 

öffentliche Haushalte 875 909 993 9 2 
Unternehmen 299 819 442 - 4 6 0 

Summe 1.337 1.956 1.618 - 1 3 3 

Gesamtsumme 38.270 42 415 46.714 10"! 

Die wichtigste Post in dieser Gruppe sind die Trans-
ferzahfungen an private Haushatte (hauptsächlich 
Bezüge der Pensionisten des Bundes, Kriegsopfer­
fürsorge, Familienbeihilfen und Unterstützungen der 
Arbeitsmarktverwaltung), Diese Transfers machen ein 
Viertel der Bundesausgaben aus und steigen 1971 
um 12%, Für Pensionen werden bei einem gleich­
bleibenden Stand von Pensionsparteien 11 44 Mrd, S 
ausgegeben, 12% mehr als1970,, Seit 1, Juli 1970 erhal­
ten die Witwen nach Bundesbediensteten 55% des 
Ruhegenusses der Verstorbenen (früher 50%), ab 
1, Juli 1971 wird dieser Satz auf 60% erhöht Im übri­
gen steigen die Ruhegenüsse mit den Bezügen der Ak­
tiven ( + 6 7 2 % ) , An die Kriegsopfer werden 248Mrd. S 
( + 6 % ) überwiesen, obgleich die Zahl der Renten­
empfängerweiter um 3% abnimmt, Die Einzelleistun-
gen werden generell um 7 1 % erhöht, Witwen und 
Waisen erhalten zusätzliche Leistungen. 1971 werden 
die gesamten Einnahmen des Ausgleichsfonds für 
Familienbeihilfen für familienpolitische Zwecke ver­
wendet, Ausgaben und Einnahmen werden auf 854 
Mrd, S geschätzt, fast 20% mehr als 1970, Über die 
widmungsmäßige Verwendung der Fondsüberschüs­
se von 1 22 Mrd, S (Überschuß der Einnahmen über 
die Ausgaben bei den gegenwärtigen Leistungs­
sätzen) wird noch im Parlament beraten, 2 03 Mrd, S 
(um 1 1 % mehr als 1970) sind für Maßnahmen der 
Arbeitsmarktpolitik bestimmt, Aus diesen Mitteln 
werden höhere Arbeitslosenunterstützungen finan­
ziert,. Ferner wird die Mobilität und die Ausbildung 
der Arbeitskräfte gefördert 

1237 Mrd. S oder mehr als 11% der Bundesausga­
ben beanspruchen die Zuschüsse an die Sozialver­
sicherungsträger. Der Bund übernimmt die Ausfails-
haftung, indem er die Differenz zwischen den Eigen­
einnahmen der Sozialversicherungsanstalten und 

101 5 % ihrer Ausgaben deckt, Diese Regelung si­
chert den Sozialversicherungsträgern nach zweijähri­
ger Unterbrechung wieder die Bildung einer mäßigen 
Reserve Obwohl die Sozialversicherungsträger viel 
höhere Einnahmen erwarten als 1970 ( + 14%), müs­
sen dennoch Bundesbeiträge und Ausgleichszahlun­
gen zusammen um 12'A% gesteigert werden, denn 
die allgemeine Erhöhung der Pensionen um 7 1 % 
{Anpassungsfaktor), die Nachziehung der Witwen-
und Waisenpensionen und die Ausweitung der Zahl 
der Pensionsempfänger um 2% verursachen den 
Sozialversicherungsinstituten Mehrkosten von 12% 
Die demographische Belastungsquote wird voraus­
sichtlich bis 1975 steigen Der gesamte Sozialauf­
wand wird demnach künftig auch überproportional 
wachsen, selbst wenn die Einzelpensionen nur etwa 
im Ausmaß der durchschnittlichen Lohn- und Ge­
haltssteigerungen valorisiert werden 

Die Transferzahlungen an die Landwirtschaft werden 
etwas eingeschränkt (—1Vz%). Vor allem die Preis­
stützungen werden weiter abgebaut und mit 2 48 
Mrd S ( — 5 7 2 % ) nur etwa gleich hoch sein wie 1962 
Für den Milchpreisausgleich werden so wie 1970 
1 83 Mrd,, S bereitgestellt, wobei erwartet wird, daß 
die Absatzförderung je Megeneinheit in dem Maße 
eingeschränkt werden kann, wie die Milchmarktlei-
stung steigt ( + 3%),, Die Verlagerung der Produktion 
von Brotgetreide auf Futtermittel wird den Zuschuß­
bedarf von 043 Mrd S auf 036 Mrd, S senken, die 
Subventionen für Düngemittel wurden um die Hälfte 
auf 80 Mill, S reduziert, Hauptsächlich im Wege von 
Kapitaltransfers werden Verbesserungen von Struk­
tur- und Produktionsgrundlagen der Landwirtschaft 
in gleicher Höhe gefördert wie 1970 (0 86 Mrd, S, 
großteils im „Grünen Plan"), Auch die Ausgaben für 
den Wasserschutzbau (066 Mrd S) bleiben unver­
ändert Dagegen werden um 28% mehr Mittel zur 

Finanztransaktionen 

1969 1970 

Mil l S 

1971 Veränderung 
1971 gegen 1970 

in % 

Schuldentilgung 
Inland 3 1 2 0 3.830 4 279 11 7 

Ausland 1 857 1 109 1 175 5 9 

Erwerb von Beteiligungen 

Inland 
Ausland 

328 
33 

625 
168 

338 
200 

j . - 3 2 2 

Erwerb von Wer tpapieren 

Inland 62 55 53 } -Ausland 52 62 66 } -
Darlehensgewährung 

Inland . . . . . 
Ausland 

477 
1 7 

569 
16 

461 
14 

| - 1 8 8 

Zuführung an Rücklagen 466 0 0 -
Summe Inland 4 453 5 079 5 1 3 1 1 0 

Summe Ausland . . . . 1.959 1.355 1.455 7 4 

Gesamtsumme 6.412 6.434 6.586 2 '4 
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Treibstoffverbilligung ( 0 2 8 Mrd S) bereitgestellt, um 
die Verteuerung von Dieselöl auszugleichen. 

Auf die F i n a n z t r a n s a k t i o n e n , die dritte 
Hauptgruppe der Bundesausgaben entfallen 6 % des 
Gesamtbudgets. Die wichtigste Post sind die Tilgun­
gen der Staatsschuld, 1 9 7 1 werden 4 2 8 Mrd. S 
( + 1 1 1 / 2 % ) Inlandsschulden und 1 1 8 Mrd., S ( + 6 % ) 

Auslandsschulden, zusammen also 5 4 5 Mrd,, S 
( + I O V W 0 ) Finanzschulden zurückgezahlt. Der Schul­
denstand wird Ende 1 9 7 0 4 6 7 9 Mrd, S betragen ( 1 9 7 0 
nahm der Bund im Inland 5 8 Mrd, S und im Ausland 
1 8 Mrd, S Kredite auf), Die Tilgungsquote (das Ver­
hältnis von Rückzahlungen zu Schuldenstand) wird 
demnach 1 2 % erreichen, mehr als in den Jahren 
vorher, obwohl die Schuldenverwaltung Prolongie­
rungen vornahm und dadurch den Tilgungsaufwand 
um 0 4 Mrd, S unter den vom Beirat geschätzten Be­
trag senkte Für den Zinsendienst (in der ökonomi­
schen Gliederung unter den Käufen ausgewiesen) 
sind 3 3 Mrd,, S ( + 1 1 V 2 % ) preliminiert Seine Stei­
gerungsrate liegt über jener der Staatsschuld ( 1 9 7 0 
+ 7 V J % , 1 9 7 1 voraussichtlich + 9 V 2 % ) , was nicht zu­
letzt damit zusammenhängt, daß die während der 
Zinshausse im Ausland aufgenommenen Kredite 
teurer waren ais die zur gleichen Zeit getilgten Kre­
dite Die Zinsen für Iniandskredite sind mit 2 1 5 Mrd 
S um 1 0 % , jene für Auslandskredite mit 1 1 5 Mrd S 
um 1 5 % höher veranschlagt Die rückläufige Ten­
denz der Zinssätze auf den internationalen Märkten 
könnte die Zinsbeiastung des Bundes etwas mildern 

Die übrigen Finanztransaktionen des Bundes werden 
fast durchwegs eingeschränkt, Die Kapitalbeteiligun­
gen sind mit 0 5 4 Mrd, S veranschlagt, um 3 2 % we­
niger ais 1 9 7 0 , da die verstaatlichte Industrie nun­
mehr außerbudgetär über die ÖIAG finanziert und 
der E-Wirtschaft weniger Kapital zugeführt wird, Aus 
der Mitgliedschaft bei internationalen Finanzinstitu­
tionen erwachsen Verpflichtungen von 0 1 9 Mrd, S 
Von den Darlehen ( 0 4 6 Mrd S, — 1 9 % ) dient die 
Hälfte Investitionszwecken (vor aifem dem Wohnbau) 
Die Dotierung von Rücklagen (Budgetansätze für 
Bauten und für Anlagenkäufe der Betriebe, die auf 
das kommende Budgetjahr übertragen werden kön­
nen) wird im Voranschlag nicht ausgewiesen Da 
solche zeitliche Übertragungen jedes Jahr, wenn­
gleich in unterschiedlicher Höhe, üblich sind, wird 
der inlandswirksame Saldo kleiner sein als veran­
schlagt wurde, sofern der Budgetrahmen eingehalten 
wird 

Bundeseinnahmen 

Von den mit 1 0 0 9 2 Mrd. S präiiminierten Gesamtein­
nahmen des Bundes entfallen 5 9 5 7 Mrd, S ( 5 9 % ) 

auf Steuern, 1 2 0 3 Mrd, S ( 1 2 % ) auf steuerähnliche 
Einnahmen und 7 0 Mrd. S auf sonstige Einkünfte der 

Struktur der Bundeseinnahmen 

1969 1970 1971 Veränderung 
1971 gegen 1970 

Mill S i n % 
Hoheitsverweitung 

Nefto-Steuern 4 9 1 2 3 53 563 5 9 571 1f 2 
Steu erahn liehe Einnahmen 10 287 11 201 12 029 7 4 
Sonstige . . . . . . . 6.265 6.452 7.000 8 5 

Summe . , 65 675 71 216 78.600 1 0 4 

Bundesbetriebe 18.843 19.494 20.880 7 1 

Summe wirksame Einnahmen 84 518 90 710 99 480 9 7 

Durchlaufende Gebarung 
H o hei ts ve r waltu n g 857 564 556 - 1 4 
Bundeibetriebe 650 1.044 880 - 1 5 7 

Gesamteinnahmen' ) 86 025 92 318 100 916 9 3 

Hoheitsverwaltung 71 251 78 600 1 0 3 
Bundesbetriebe 18 999 20.880 9 9 
Durchlaufer . . 1.392 1.436 3 2 

Gesamteinnahmen 91 642 100 916 1 0 1 

' ) 1970 vergleichbar mit 1971, d. h ohne Postsparkasse und Ö I A G 

Hoheitsverwaltung. Die Bundesbetriebe soilen 2 0 8 8 

Mrd S ( 2 0 1 / 2 % der Bundeseinnahmen) erwirtschaf­
ten Die restlichen 1 4 4 Mrd S ( 1 W / o ) sind Durch­
laufposten (Kostenersätze zwischen Bundesdienst­
stellen und Doppelzähiungen). 

Das Steueraufkommen wird 1 9 7 1 brutto auf 9 2 2 5 

Mrd S und netto auf 5 9 5 7 Mrd. S geschätzt, um 
1 1 6 % und 9 % höher als im Voranschlag 1 9 7 0 , Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß der Erfolg 1 9 7 0 dank der 
lebhaften Konjunktur um 1 5 Mrd, S über dem Vor­
anschlag liegen dürfte, Die Lohnsteuer bringt heuer 
Mehreinkünfte von fast 2 2 % (Voranschlag + 1 7 2 % ) , 
Hohe Abschlußzahlungen an Körperschaftsteuer zu 
Jahresbeginn und die Veranlagung der Gewinne 1 9 6 9 
ab Herbst sicherten hohe Zuwächse an Gewinn­
steuern Im Aufkommen an Umsatzsteuer ( + 1 1 5 % 

gegen + 1 0 6 % laut Voranschlag) spiegeln sich die 
Nachfrage- und Preissteigerungen der Spätkonjunk­
tur und die Vergrößerung des Einfuhrüberschusses 
Die Zölle stiegen infolge der konjunkturbedingten 
Zollsenkungen mit 1 1 % weniger als die Importe 
( + 2 5 % ) , aber weit mehr ais veranschlagt wurde 
( + 5 4 % ) Geht man vom voraussichtlichen Erfolg 
1 9 7 0 aus, dann reduzieren sich die Zuwachsraten für 

1 9 7 0 auf 9 6 % brutto und 8 1 % netto 

1 9 7 1 sollen die direkten Steuern 4 0 0 8 Mrd.S bringen, 
um 1 0 1 % mehr als der voraussichtliche Erfolg 1970 . 
Die Schätzung berücksichtigt die Novelle zum Ein­
kommensteuergesetz (Ausfall an Lohnsteuer brutto 
etwa 1 4 Mrd,, S, die Einkommensteuererträge wer­
den erst in den Folgejahren geschmälert werden) 
und die Phasenverschiebung zwischen Gewinnen 
und Zahlungen an Gewinnsteuern (die Zuwachsraten 
der Gewinne werden 1 9 7 1 sinken, jene der Steuer­
erträge noch steigen), An indirekten Steuern werden 
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Einnahmen der Hoheitsverwaltung 

1969 1970 

Mil l S 

1971 Veränderung 

1971 gegen 1970 

i n % 

Di rekte Steuern insgesamt 31 345 35.652 39 984 1 2 2 
davon Einkommensteuer 6 320 7400 8.000 81 

Lohnsteuer 6.621 10 100 11 600 14 9 

Körpersebaffsfeuer , . , . 2 548 2 550 3 300 294 

Venn ögensf euer 832 920 1.000 8 6 
Gewerbesteuer 5.039 5 600 6.000 71 
Sonderabgaben von Einkommen 

und Vermögen 2 093 2 501 2.826 13 0 

Beiträge vom Einkommen . , , 4 579 5192 5 823 12 2 
Sonstige ., 1 306 1 369 1.435 3 3 

indirekte Steuern insgesamt 4 3 1 4 1 4 7 0 4 7 52 277 11 1 
davon Umsatzsteuer samt Zuschlag 18.721 20 700 23 550 13 3 

Zölle . . . 4 744 5000 5460 9 2 
Verbrauchsteuern einschl. 

Alkoholabgabe 10 943 11 822 13.185 11 5 
Stempel und Rechtsgebühren . 4 696 J 1 4 0 5..845 13 7 
Verkehrsteuern 3..806 4.138 3.960 - 4 3 
Sonstige . . . . . 231 247 277 12 1 

öffentl iche Abgaben insgesamt 7 4 466 62 699 92 261 1 V 6 
Minus Überweisungen an Länder, 

Gemeinden, Fonds usw . 25.363 29.136 32.690 12 2 

Bundesabgaben netto 4 9 1 2 3 53.563 59 571 1 1 7 

Steuerähnliche Einnahmen . 10 287 11 201 12 029 7 4 
davon Arbeitelosenversic/jerunas-

beitröge . . . 1 590 1698 1 910 12 J 
Beiträge zum Familienlasfen-

Ausgleichsfonds 7.168 7.876 8.412 6 8 
Katastrophenfonds 549 640 728 13 8 
Preisautgleichseinnahmett 499 492 472 - 4 1 
Sonstiges ....... . .. 4 8 ) 495 507 2 4 

Einkommen aus Besitz und Unter ­
nehmertät igkeit 1 596 1 514 1 5 7 6 4 1 

Transfers von offen II. Haushalten . . 1 2 5 3 1 1 8 5 1 281 8 1 
Transfers aus dem Ausland 122 105 106 1 0 
Veräußerungen und Darlehens» 

röckzahlungen 453 492 423 - 1 4 0 
Rück lagen entnähme . . . 313 712 760 6 7 
Sonstige Einnahmen 2.528 2.445 2.854 1 6 7 

W i r k s a m e Einnahmen 65 675 71 216 7 8 600 10 '4 
Durchtaufende Gebarung . . . B57 564 556 - 1 4 

66.532 7 1 7 8 0 7 9 1 5 6 10"3 

5217 Mrd S erwartet, 9 1 % mehr als der voraus-
sichtliche Erfolg 1970.. Die Umsatzsteuer soll fast 
13% mehr bringen, das Aufkommen an sonstigen in­
direkten Steuern wird nur mäßig steigen.. Die Ab­
schaffung der Auto kaufsteuer kostet dem Bund zu­
mindest 08 Mrd, S (1970 noch 01 Mrd S), Anderer­
seits werden aus der Erhöhung der Mineralölsteuer 
auf Dieselöl Mehreinnahmen von 0 7 Mrd. S erwartet, 
die zweckgebunden für den Straßenbau zur Ver­
fügung stehen. 

Entwicklung der Abgabenerträge 

1966 1967 1968 1969 1970 1971 

<Ö b> e) 
Z u n a h m e gegen das Vor jahr in % 

Direkte Steuern 11 4 5 9 0"1 14 6 15 8 1 3 7 12 2 
Indirekte Steuern 11 0 3 9 13 9 9 4 11 0 9 1 11 1 
Abgaben , brutto 11 2 4 8 7 8 11 5 1 3 0 11 0 11 6 
Abgaben, netto 11 2 1 3 11 6 12 0 1 2 2 9 0 11 2 

A n m e r k u n g : a ) Voraussichtlicher Erfolg 1970. 

b) Z u n a h m « laut Bunde»Voranschlag (1970 gegen Erfolg 1969) 
c) Bundesvoranschlog 1971 gegen Bundesvoranschlag 1970. 

Auch 1971 werden die Überweisungen an Länder und 
Gemeinden (+13%) rascher steigen als die dem 
Bund verbleibenden Nettoabgaben. Die günstige Ent­
wicklung der im Steuerverbund erfaßten Abgaben er­
leichtert die Finanzierungsprobleme der Gebiets­
körperschaften, Eine Neuregelung des Finanzaus­
gleiches ist 1972 fällig 

Die steuerähnlichen Einnahmen sollen 1971 12 03 
Mrd, S ( + 7 7 2 % ) bringen Sie sind durchwegs zweck­
gebunden, den erwarteten Einkünften stehen gleich 
hohe Ausgabensätze gegenüber. Ihre Zunahme ist 
vorsichtig geschätzt, da die Bemessungsgrundlage 
der Beiträge zum Familienlasten-Ausgleichsfonds 
und zur Arbeitslosenversicherung kräftig steigen 
werden, 

Die übrigen Einkünfte der Hoheitsvsrwaltung von 
7 0 Mrd, S ( + 8 7 2 % ) bestehen hauptsächlich aus 
Kostenersätzen, Besitzeinkommen, Überweisungen 
und Finanztransaktionen (auf eine Untergliederung 
nach ökonomischen Kriterien wurde verzichtet),, Beim 
Vergleich mit 1970 sind die legislativen Änderungen 
zu berücksichtigen: Die Dividendenzahlungen der 
verstaatlichten Industrie entfallen künftig, die selb­
ständig gewordene Postsparkasse leistet Kostener­
sätze für den Personal aufwand (etwa 021 Mrd, S) 
und führt ihren Reingewinn an den Bund ab, 

Einnahmen der Bundesbetriebe 

1969 1970 1971 Veränderung 
1971 gegen 1970 

Mi» S i n % 

Monopole 1 420 1 451 1 513 4 3 
Bundesforsle 745 725 834 15 0 
Post 7 232 7 697 8 497 1 0 4 
Ö B B 8 515 8 678 9 740 1 2 2 
Sonstige 931 943 296 - 6 8 6 

Summe wirksame Einnahmen 18 843 19.494 20.880 7 1 
Durchlaufende Gebarung . . . 650 1.044 880 - 1 5 7 

Gesamteinnahmen 19 493 20 538 21.760 5 9 

Die Bundesbetriebe ohne Postsparkasse erwarten 
Einnahmen von 21 76 Mrd, S, um fast 10% mehr als 
im Voranschlag 1970 Ähnlich wie die Steuererträge 
sind jedoch auch die Betriebseinnahmen 1970 höher, 
als erwartet wurde, Die besonderen Witterungsver­
hältnisse im letzten Winter (Niederwasser der Donau, 
reichliche Schneefälle) sowie der lebhafte Transit­
verkehr sicherten der ÖBB beträchtliche Mehrein­
nahmen, Auch die Post und besonders die Bundes­
forste, die von der Hausse der Holzpreise profitier­
ten, werden mehr einnehmen, Insgesamt werden die 
Betriebseinnahmen 1970 um etwa 09 Mrd, S höher 
sein als veranschlagt wurde,, Verglichen mit dem 
voraussichtlichen Erfolg 1970 liegen die für 1971 ge­
schätzten Einnahmen demnaoh nur um etwa 5% 
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höher. Diese Ansätze dürften unschwer erreicht wer­
den können Ob die Verteuerung von Dieselöl und 
eine bessere Kundenbetreuung die Bahn in die Lage 
versetzen wird, ihren Anteil am Transportmarkt zu 
steigern, bleibt abzuwarten. Die Post hofft vor allem 
auf Mehreinnahmen aus dem beschleunigten Ausbau 
des Fernsprechnetzes (+10%). Bahn und Post ver­
zichten auf Tarifkorrekturen, obwohl der Kassenab­
gang sämtlicher Betriebe von etwa 22 Mrd. S (vor­
aussichtlicher Erfolg) auf 3 77 Mrd. S steigen wird 
(weitere 2 4 Mrd. S betriebsfremder Lasten der Be­
triebe werden von der Hoheitsverwaltung getragen). 

Die Novelle 1971 zum Einkommensteuergesetz 

Die Novelle 1971 zum Einkommensteuergesetz 1967 
mildert die Steuerbelastung bis zu einem Jahresein­
kommen von 320.000 S Die Steuerersparnis ist bei 
Einkommen von 84.000 S am größten (1.323 S oder 
1 6 % des Brutto-Einkommens) und sinkt dann abso­
lut und noch mehr relativ, Jahreseinkommen über 
320,000 S werden stärker belastet als nach dem bis­
herigen Tarif Der durchschnittliche Steuersatz (ein­
schließlich Zuschläge) beträgt für ein Jahreseinkom­
men von 500 000 S (Verheiratete ohne Kinder) 46 90% 
gegen 4575% bisher und für ein Jahreseinkommen 
von 2 Mill., S 5757% gegen 5467% bisher, 

Die Tarifkorrektur wurde durch verschiedene Neben­
bestimmungen ergänzt,, Das steuerliche Existenz­
minimum wurde von 12,000 S auf 14,000 S erhöht, 
wichtige Freibeträge wurden valorisiert und die Kir­
chenbeiträge bis 600 S jährlich für abzugsfähig er­
klärt, Ferner wurden die Grenze für die gemeinsame 
Veranlagung unselbständig Tätiger auf 200,000 S hin­
aufgesetzt und administrative Erleichterungen ge­
währt, Die in den Steuertarif eingebauten Kinderfrei­
beträge bleiben absolut gleich, wurden also nicht der 
Geldentwertung seit der letzten Steuersenkung ange­
paßt,, 

Die Novelle 1971 muß gegen den steuerpolitischen 
Hintergrund gesehen werden Die Steuerpolitik stand 
Ende 1970 vor einem zweifachen Problem,, Die Son­
derabgaben vom Einkommen und Vermögen sowie 
der Beiträge zum Katastrophenfonds waren bis 
Ende 1970 befristet, Dadurch wären u., a, 13% Zu­
schläge zur Einkommensteuer (10% Sonderabgabe, 
3% Beiträge zum Katastrophenfonds) weggefallen, 
Gleichzeitig lag die letzte Korrektur des Einkommen-
steuertarifes bereits mehr als drei Jahre zurück, In­
folge der nominellen Einkommensteigerungen seit­
her, die zum Teil nur die Preiserhöhungen ausgli­
chen, wurde vor allem die Steuerbelastung kleinerer 
und mittlerer Einkommen verstärkt, (In diesen Ein­
kommenstufen ist der Quotient aus durchschnittli­
chen und marginaler Steuersätze besonders groß) 

Angesichts der angespannten Budgetiage wäre es 
kaum möglich gewesen, die Zuschläge aufzuheben 
und gleichzeitig die Tarife der Einkommensteuer der 
Geldentwertung seit der letzten Steuersenkung vom 
Oktober 1967 anzupassen Die Bundesregierung 
schlug dem Parlament vor, die Sonderabgaben von 
Einkommen und Vermögen sowie die Beiträge zum 
Katastrophenfonds weiter einzuheben und der Geld­
entwertung durch eine „kleine Steuerreform" Rech­
nung zu tragen, die kleine bis mittlere Einkommen 
etwas entlastet, höhere Einkommen aber stärker be­
steuert als bisher, Durch diese Änderungen in der 
Tarifstruktur wird die Einkommensteuer „progressi­
ver",, Die marginalen Steuersätze liegen bereits bei 
mittleren Einkommen über den bisherigen und er­
reichen ihr Maximum bei einem Einkommen von 
1 Mill, S (48%, einschließlich Zuschlägen 62 9%)., 
Bisher wurde der höchste Marginalsatz (47%, ein­
schließlich Zuschlägen 61 6%) erst bei einem Ein­
kommen von 2 Mill, S erreicht, 

Die Auswirkungen dieser Lösung lassen sich am 
besten verdeutlichen, wenn man sie mit zwei ande­
ren Alternativen vergleicht: a) dem ursprünglich vor­
gesehenen Wegfall der 13%igen Zuschläge zur Ein­
kommensteuer und b) der Valorisierung des Steuer-
tarifes entsprechend der Geldentwertung seit dem 
1, Oktober 1967 unter Beibehaltung der Zuschläge 
(preisneutrale Variante) Die erste Alternative (die 
allerdings dem Bund viel mehr gekostet hätte) wäre 

Einkommensteuerbelastung In der Steuergruppe B1) 

Steuerpflichtiges 
Jahreseinkommen 

in S 

Novel le 71 E St G 67 1 ) E St G 67 
ohne be­

fristete 
Zuschläge*) 

Preis neu tr 
E S 1 G 6 7 

i n % 

14.000 _ 1 49 1 35 0 4 0 
1 5 0 0 0 0 62 2 1 0 1 89 1 07 
18.000 2 4 8 3 93 3.54 2 81 
21 000 4 1 8 5 62 5 - 06 4 3 8 
24 000 5 79 7 21 6 49 5 8 4 
30..000 8 8 2 10 35 9 32 8 75 
40,000 12 84 1 4 4 1 12 98 12 66 
5 0 0 0 0 16 03 17 55 15 81 1 6 02 
60 000 1 8 1 7 19 72 17 76 18 37 
70 000 20'13 2 1 7 6 1 9 6 0 2 0 27 
80.000 21 7 2 23 30 20 99 21 93 
90 000 23 20 24 50 2 2 0 7 2 3 33 

100,000 24 55 25 51 22 97 2 4 41 
120,000 26 75 27 81 25 05 2 6 40 
150,000 2 9 7 8 3 0 1 4 2 7 1 5 2 8 98 
200.000 33 65 3 3 78 3 0 4 3 3 2 42 
300.000 3 9 7 3 3 9 99 3 6 0 2 3 8 4 7 

400.000 4 4 21 43 43 39'12 4 2 1 7 

500 000 46 90 45 75 4 1 2 1 4 4 61 

700 000 4 9 9 6 48 39 43 5 9 4 7 58 
1,000 000 52 27 50 38 45 38 4 9 82 

2 000.000 57 57 5 4 67 4 9 24 3 4 1 4 

5,000,000 6 0 7 6 58 81 52 97 5 8 4 8 

' ) Steuerpflichtige der Steuergruppe B, ohne Al le inverdiener-Frei bet rag, ohne 
Kinderfreibetrag, mit 3 1 % Zuschlägen zur Einkommensteuer, — ^ E i n k o m m e n ­
steuergesetz 1967. — s ) Ohne Sonderabgabe von 1 0 % und Zuschlag für den 
Katattrophenfonds von 3% der Einkommensteuer — *) Gleiche Steuersätze für 
E inkommen gleicher rea ler Kaufkra f t wie im O k t o b e r 1967 
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Die Einkommensteuergesetz-Novelle 1971 
(Gegenüberstellung von marginaler und durchschnittlicher Steuerbelastung der Einkommen in der Steuergruppe B, 

ohne Freibeträge für Kinder oder Alleinverdiener nach dem Einkommensteuergesetz 1967 und der Novelle 1971) 

10 20 40 60 80 100 200 400 600 S0O 1000 2 000 4000 6000 8.000 

6'.i.f.w./t5B Jahres - Einkommen in 1.000 S 

bereits für Einkommensbezieher mit einem Jahres­
einkommen ab 43.000 S (Verheiratete ohne Kinder) 
vorteilhafter gewesen, hätte aber erst in den mittle­
ren und höheren Einkommensstufen nennenswerte 
Steuerersparnisse gebracht Die Steuerbelastung 
hätte nach dieser Alternative bei einem Jahresein­
kommen von 100.000 S 22 97% (gegen 24 55% laut 
Novelle 1971) und bei einem Einkommen von 1 Mill, S 
4538% (gegen 5227%) betragen, Bezieher eines 
steuerpflichtigen Jahreseinkommens von weniger als 
43,000 S profitieren aus der Novelle 1971 mehr, ais 
wenn die Zuschläge weggefallen wären, 

Nach der preisneutralen Variante (gleiche Steuer­
sätze für Einkommen gleicher realer Kaufkraft wie im 

Oktober 1967 plus Zuschläge) wären die Steuersätze 
für Verheiratete ohne Kinder bis zu einem Jahres­
einkommen von etwa 100.000 S gleich hoch wie nach 
der Novelle 1971 Für die Bezieher höherer Einkom­
men, aber auch für Familienerhalter sämtlicher Ein­
kommenstufen mit Kindern böte die preisneutrale 
Variante Vorteile, Schließlich läßt ein Vergleich der 
Varianten a) und b) erkennen, daß für Bezieher eines 
steuerpflichtigen Jahreseinkommens bis 46,350 S die 
Anpassung der Tarife an die Geldentwertung günsti­
ger gewesen wäre als die Aufhebung der Zuschläge, 

Max Arbesser 

518 


